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Einziehung des Flurstücks 14/12, Flur 5, Gemarkung Bad Zwischenahn, an der 
„Turngartenstraße„ (O 884) in Elmendorf 

Beschlussvorschlag: 
 
Als Ortsstraße (O) wird eingezogen und als solche aus dem Bestandsverzeichnis für Ge-
meindestraßen und die sonstigen Straßen mit sofortiger Wirkung ausgetragen: 
 
Straßenname        Straßenart/-nummer 
Einziehung Flurstück 14/12, Flur 5, Gemarkung 
Bad Zwischenahn „Turngartenstraße“     O 884 
 
Die Einziehung, die in der Anlage zur Beschlussvorlage hellblau umrandet dargestellt ist,  
erstreckt sich auf das Flurstück 14/12 der Flur 5, Gemarkung Bad Zwischenahn, zur Größe 
von 45 m². 
 
Anfangspunkt:  Stiller Bogen (K 346) 
Endpunkt: südlicher Grenzpunkt des Flurstücks 14/12, Flur 5, Gemarkung  

Bad Zwischenahn 
Gesamtlänge:  ca. 16 m 
 
 
Sachverhalt: 
 
In Elmendorf an der Turngartenstraße im Einmündungsbereich „Stiller Bogen“ (K 346) ist 
gemäß dem tatsächlich vorgenommenen Straßenausbau das Flurstück 14/12, Flur 5,  
Gemarkung Bad Zwischenahn, einzuziehen, sprich zu entwidmen. Diese Fläche ist nämlich 
zur Nutzung für den öffentlichen Verkehr nicht notwendig. Daher beabsichtigt die Gemeinde 
Bad Zwischenahn als Eigentümerin des einzuziehenden Flurstücks, dieses Flurstück an 
den künftigen Bauherrn des Eckgrundstücks Turngartenstraße/Stiller Bogen zur Vergröße-
rung seines Baugrundstückes zu veräußern. 
 
Ein Lageplan mit Kennzeichnung der vorgesehenen Einziehung, eingebunden in ein Luft-
bild, ist der Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. 
 
Hat eine Straße keine Verkehrsbedeutung mehr, so soll sie gemäß § 8 des Nds. Straßen-
gesetzes (NStrG) eingezogen werden. Mit der Einziehung entfällt der Gemeingebrauch. 
 
 



Die Einziehung (Entwidmung) ist öffentlich bekanntzumachen. Sie gilt zwei Wochen nach 
erfolgter ortsüblicher Bekanntmachung in der Nordwest-Zeitung und an der Aushangtafel 
im Rathaus als bekannt gegeben. Gegen die Einziehung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg erhoben werden.  
 
Externe Anlagen: 
 
Lageplan mit Kennzeichnung der Einziehung 
 


